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525. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik Bulgarien über die Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens
(NR: GP XIV RV 328 AB 465 S. 52. BR: AB 1632 S. 361.)

5 2 6 . Deklaration über den vorläufigen Beitritt Kolumbiens zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen sowie Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung
der Deklaration über den vorläufigen Beitritt Kolumbiens
(NR: GP XIV RV 560 AB 634 S. 67. BR: AB 1726 S. 368.)

5 2 7 . Briefwechsel zum Langfristigen Handels- und Zahlungsabkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der Deutschen Demokratischen
Republik

5 2 8 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich und dem
Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland nach Rn 10 602
des ADR betreffend eine Abweichung von den Vorschriften der Rn 210 313 f)1

5 2 5 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V E R T R A G
zwischen der Republik Österreich und der
Volksrepublik Bulgarien über die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Gesundheits-

wesens

Die Republik Österreich und die Volksrepublik
Bulgarien,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Staaten auf dem Gebiet des
Gesundheitswesens zu fördern,

im Bestreben, einen Beitrag zur Entwicklung
der Zusammenarbeit zwischen den europäischen
Staaten auf der Grundlage der Satzung der Ver-
einten Nationen und gemäß den Zielen und
Grundsätzen der Weltgesundheitsorganisation zu
leisten,

und entschlossen, den Gesundheitszustand der
Bevölkerung beider Staaten zu verbessern,

sind übereingekommen, folgenden Vertrag zu
schließen:

Artikel 1

Die Vertragsstaaten werden

die Zusammenarbeit auf den Gebieten des Ge-
sundheitswesens, der angewandten medizinischen
Forschung und der Weiterbildung des medizi-
nischen Personals zum beiderseitigen Nutzen
weiterentwickeln,
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ihre Bestrebungen zur Lösung der beide Seiten
interessierenden und von ihnen als vorrangig
bezeichneten Fragen des Gesundheitswesens kon-
zentrieren.

Artikel 2

(1) Die Zusammenarbeit im Sinne des Arti-
kels 1 erfolgt insbesondere durch

a) Austausch von Erfahrungen auf dem Ge-
biet der angewandten medizinischen For-
schung;

b) Austausch von Experten und anderen auf
dem Gebiet des Gesundheitswesens tätigen
Personen zum Zwecke der gegenseitigen In-
formation und der beruflichen Weiterbil-
dung;

c) Austausch von in einem der beiden Ver-
tragsstaaten erscheinenden wissenschaftli-
chen Veröffentlichungen, Gesetzestexten
sowie sonstigen für das Gesundheitswesen
maßgebenden Vorschriften und Richtlinien
sowie von statistischen Daten im Bereich
des Gesundheitswesens;

d) Teilnahme an den von einer der beiden
Seiten durchgeführten medizinisch-wissen-
schaftlichen Veranstaltungen.

(2) Die Vertragsstaaten werden ihre Institu-
tionen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens
sowie ihre medizinisch-wissenschaftlichen Gesell-
schaften zur Zusammenarbeit ermutigen und
diese Zusammenarbeit fördern.

Artikel 3

Im Falle der Entsendung von Experten und
anderen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens
tätigen Personen, trägt die entsendende Seite die
Reisekosten. Die empfangende Seite trägt die
Aufenthaltskosten einschließlich der Kosten für
die mit dem Zweck des Aufenthaltes verbunde-
nen Reisen innerhalb des Gastlandes.

Artikel 4

Zur Durchführung dieses Vertrages werden ab-
wechselnd in einem der beiden Vertragsstaaten
durch die zuständigen Behörden beider Staaten
Arbeitspläne mit einer Geltungsdauer von jeweils
zwei Jahren vereinbart.

Artikel 5

(1) Dieser Vertrag wird für die Dauer von
fünf Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit ver-
längert sich jeweils um weitere fünf Jahre, so-
fern nicht einer der Vertragsstaaten diesen Ver-
trag spätestens sechs Monate vor Ablauf dieser
Frist schriftlich auf diplomatischem Wege kün-
digt.
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(2) Dieser Vertrag tritt 60 Tage nach Aus-
tausch von Noten in Kraft, in denen die Ver-
tragsstaaten einander mitgeteilt haben, daß die
jeweiligen innerstaatlichen Voraussetzungen für
dessen Inkrafttreten erfüllt sind.

ZU URKUND dessen haben die Bevollmäch-
tigten der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Sofia, am 17. 9. 1976
in zwei Urschriften in deutscher und bulgarischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:

Bielka

Für die Volksrepublik Bulgarien:

Todorov

Die Ermächtigung zur Durchführung des in Art. 5 Abs. 2 des Vertrages vorgesehenen Noten-
wechsels wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet und
der Notenwechsel am 18. September 1978 durchgeführt; der Vertrag tritt gemäß derselben
Bestimmung am 17. November 1978 in Kraft.

Kreisky

5 2 6 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß der nachstehenden Staatsverträge wird genehmigt.

(Übersetzung)

DEKLARATION ÜBER DEN VOR-
LÄUFIGEN BEITRITT KOLUMBIENS
ZUM ALLGEMEINEN ZOLL- UND

HANDELSABKOMMEN

Die Regierung Kolumbiens und die anderen
Regierungen, für die diese Deklaration angenom-
men wurde (die letzteren Regierungen im fol-
genden als „teilnehmende Regierungen" be-
zeichnet) sowie die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft,

IN DER ERWÄGUNG, daß die Regierung
Kolumbiens am 7. Feber 1974 ein formelles
Ansuchen um weitere Beratung über den An-
trag auf vorläufigen Beitritt zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen (im folgenden als
das „Allgemeine Abkommen" bezeichnet), wel-
cher bei der 25. Tagung der VERTRAGS-
PARTEIEN im November 1968 vorgelegt
wurde, gestellt hat und daß die Regierung
Kolumbiens bereit ist, während der Multi-
lateralen Handelsverhandlungen, die im Sep-
tember 1973 in Tokio eingeleitet wurden, Zollver-
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handlungen mit Vertragsparteien zu führen, die
einem Beitritt nach Artikel XXXIII voranzu-
gehen haben,

IN DER ERWÄGUNG, daß es wünschenswert
erscheint, Kolumbien einzuladen, als einen
Schritt in Richtung auf seinen möglichen Bei-
tritt gemäß Artikel XXXIII dem Allgemeinen
Abkommen vorläufig beizutreten:

1. ERKLÄREN, daß, solange der Beitritt
Kolumbiens zum Allgemeinen Abkommen nach
den Bestimmungen des Artikels XXXIII, dem
der Abschluß von Zollverhandlungen mit Ver-
tragsparteien des Allgemeinen Abkommens im
Rahmen der Multilateralen Handelsverhandlun-
gen vorangehen wird, in Schwebe ist, die Han-
delsbeziehungen zwischen den teilnehmenden
Regierungen sowie der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und Kolumbien nach Maßgabe der
nachstehenden Bedingungen auf dem All-
gemeinen Abkommen basieren werden:

(a) Die Regierung Kolumbiens wendet vor-
läufig und vorbehaltlich der Bestimmungen
dieser Deklaration

(i) die Teile I, III und IV des Allgemeinen
Abkommens und

(ii) Teil II des Allgemeinen Abkommens
im größtmöglichen Ausmaß an, das
mit ihren am Tage des Datums dieser
Deklaration bestehenden Rechtsvor-
schriften vereinbar ist; die Verpflich-
tungen, die im Artikel I Absatz 1 des
Allgemeinen Abkommens unter Bezug-
nahme auf Artikel III enthalten sind,
sowie die Verpflichtungen, die im
Artikel II Absatz 2 lit. (b) unter Be-
zugnahme auf Artikel VI enthalten
sind, werden für die Zwecke dieser
Ziffer als zum Teil II des Allgemeinen
Abkommens gehörig angesehen.

(b) Während Kolumbien auf Grund der Meist-
begünstigungsbestimmungen des Artikels I
des Allgemeinen Abkommens in den Ge-
nuß der Zugeständnisse gelangt, die in den
Listen im Anhang zum Allgemeinen Ab-
kommen enthalten sind, erhält es keine un-
mittelbaren Rechte bezüglich dieser Zuge-
ständnisse, sei es auf Grund der Bestim-
mungen des Artikels II, sei es auf Grund
der Bestimmungen irgendeines anderen
Artikels des Allgemeinen Abkommens.

(c) In den Fällen, in denen Artikel V Ab-
satz 6, Artikel VII Absatz 4 lit. (d) und
Artikel X Absatz 3 lit. (c) des Allge-
meinen Abkommens auf das Datum jenes
Abkommens Bezug nehmen, ist für
Kolumbien das Datum dieser Deklaration
anzuwenden.
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(d) Die von Kolumbien anzuwendenden Be-
stimmungen des Allgemeinen Abkommens
sind diejenigen, die in dem Text ent-
halten sind, welcher der Schlußakte der
zweiten Tagung des Vorbereitenden
Komitees der Konferenz der Vereinten
Nationen für Handel und Beschäftigung
angeschlossen ist, und zwar in der durch
solche Übereinkommen berichtigten, ver-
besserten, ergänzten oder auf andere Weise
geänderten Fassung, die am Tage des
Datums dieser Deklaration in Kraft steht.

2. ERSUCHEN die VERTRAGSPARTEIEN
des Allgemeinen Abkommens (im folgenden als
die „VERTRAGSPARTEIEN" bezeichnet), die
für die Durchführung dieser Deklaration erfor-
derlichen Maßnahmen zu treffen.

3. Diese Deklaration, die von den VER-
TRAGSPARTEIEN mit Zweidrittelmehrheit
genehmigt wurde 1), wird beim Generaldirektor
der VERTRAGSPARTEIEN hinterlegt. Sie
liegt zur Annahme durch Unterzeichnung oder
in anderer Weise, durch Kolumbien, durch Ver-
tragsparteien des Allgemeinen Abkommens,
durch jede Regierung, die dem Allgemeinen
Abkommen vorläufig beigetreten ist, sowie durch
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft auf.

4. Diese Deklaration tritt zwischen Kolumbien
und jeder teilnehmenden Regierung sowie der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft am drei-
ßigsten Tag nach dem Tag ihrer Annahme durch
Kolumbien und die betreffende Regierung oder
durch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in
Kraft. Sie bleibt in Kraft, bis die Regierung
Kolumbiens dem Allgemeinen Abkommen nach
den Bestimmungen des Artikels XXXIII beitritt
oder bis 31. Dezember 1976, je nach dem, wel-
cher Zeitpunkt der frühere ist; es sei denn,
Kolumbien und die teilnehmenden Regierungen
sowie die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
kommen überein, die Geltungsdauer dieser
Deklaration bis zu einem späteren Zeitpunkt zu
verlängern.

5. Der Generaldirektor der VERTRAGS-
PARTEIEN übermittelt unverzüglich eine be-
glaubigte Abschrift dieser Deklaration sowie eine
Notifikation über jede Annahme derselben jeder
Regierung, für die diese Deklaration zur An-
nahme aufliegt, und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft.

GESCHEHEN zu Genf, am dreiundzwanzig-
sten Juli neunzehnhundertfünfundsiebzig, in
einer einzigen Urschrift in französischer, eng-
lischer und spanischer Sprache, wobei jeder Text
authentisch ist.

1) Die Deklaration wurde durch schriftliche
Abstimmung genehmigt.
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(Übersetzung)
NIEDERSCHRIFT (PROCES-VERBAL) BE-
TREFFEND DIE VERLÄNGERUNG DER
DEKLARATION ÜBER DEN VOR-

LÄUFIGEN BEITRITT KOLUMBIENS
Die Vertragsparteien der Deklaration vom

23. Juli 1975 betreffend den vorläufigen Bei-
tritt Kolumbiens zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (im folgenden als die De-
klaration und das Allgemeine Abkommen be-
zeichnet)

sind gemäß Absatz 4 der Deklaration wie folgt
übereingekommen:

1. Die Geltungsdauer der Deklaration wird
durch Abänderung des Datums in Absatz 4 auf
„31. Dezember 1978" verlängert.
2. Diese Niederschrift wird beim General-
direktor der VERTRAGSPARTEIEN des All-
gemeinen Abkommens hinterlegt. Sie liegt zur
Annahme durch Unterzeichnung oder in an-
derer Weise durch Kolumbien und durch die
teilnehmenden Regierungen auf. Sie wird zwi-
schen der Regierung Kolumbiens und jeder teil-
nehmenden Regierung, sobald sie von Seiten
der Regierung Kolumbiens und jeder in Frage
kommenden Regierung angenommen worden ist,
in Kraft treten.
3. Der Generaldirektor übermittelt eine be-
glaubigte Abschrift dieser Niederschrift und eine
Notifikation über jede Annahme derselben an die
Regierung Kolumbiens und an jede Vertrags-
partei des Allgemeinen Abkommens.

GESCHEHEN zu Genf, am zwölften Novem-
ber neunzehnhundertsechsundsiebzig in einer
einzigen Urschrift in englischer, französischer
und spanischer Sprache, wobei jeder Text authen-
tisch ist.

Nach Hinterlegung der vom Bundespräsidenten unterzeichneten und vom Bundeskanzler
gegengezeichneten Annahmeurkunden im GATT-Sekretariat sind die Deklaration und die Nieder-
schrift betreffend deren Verlängerung für Österreich am 10. März 1978 in Kraft getreten.

Kreisky

527.
Briefwechsel zum Langfristigen Handels- und Zahlungsabkommen zwischen der Österrei-
chischen Bundesregierung und der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik *)
DER ERSTE STELLVERTRETER DES
MINISTERS UND STAATSSEKRETÄR
IM MINISTERIUM FÜR AUSSENHANDEL
DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN
REPUBLIK

Wien, am 22. September 1978

Herr Bundesminister!
Namens der Regierung der Deutschen Demo-

kratischen Republik beehre ich mich, Ihnen fol-
gendes mitzuteilen:

*) Siehe BGBl. Nr. 499/1973 und 709/1974

Ausgehend von der positiven Entwicklung der
Handelsbeziehungen zwischen beiden Staaten be-
steht Einvernehmen darüber, die in Artikel 12
des „Langfristigen Handels- und Zahlungsabkom-
mens zwischen der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik und der Österreichi-
schen Bundesregierung" vom 30. August 1973
mit 31. Dezember 1978 begrenzte Gültigkeits-
dauer um weitere fünf Jahre, bis zum 31. De-
zember 1983, zu verlängern.

Seine Gültigkeit verlängert sich danach auto-
matisch jeweils um ein weiteres Jahr, wenn
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nicht eine andere bilaterale Vereinbarung getrof-
fen wird oder einer der Abkommenspartner das
Abkommen kündigt. Eine Kündigung hat spä-
testens drei Monate vor Ablauf der Gültigkeits-
dauer des Abkommens schriftlich auf diplomati-
schem Wege zu erfolgen.

Die mit diesem Briefwechsel vereinbarte Rege-
lung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft.

Indem ich Sie bitte, mir Ihr Einverständnis
zu Vorstehendem mitteilen zu wollen, benütze
ich gerne den Anlaß, um Sie, Herr Bundesmini-
ster, meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern.

G. Beil m. p.

An den
Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie der
Republik Österreich
Dr. Josef S t a r i b a c h e r
W i e n

DER BUNDESMINISTER FÜR
HANDEL, GEWERBE UND INDUSTRIE
DER REPUBLIK ÖSTERREICH

Wien, am 22. September 1978

Herr Staatssekretär!

Namens der Österreichischen Bundesregierung
beehre ich mich, den Erhalt des nachstehenden
Schreibens und mein Einverständnis mit dessen
Inhalt mitzuteilen:

„Namens der Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik beehre ich mich, Ihnen fol-
gendes mitzuteilen:

Ausgehend von der positiven Entwicklung der
Handelsbeziehungen zwischen beiden Staaten be-
steht Einvernehmen darüber, die in Artikel 12
des „Langfristigen Handels- und Zahlungsabkom-
mens zwischen der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik und der Österreichi-
schen Bundesregierung" vom 30. August 1973
mit 31. Dezember 1978 begrenzte Gültigkeits-
dauer um weitere fünf Jahre, bis zum 31. De-
zember 1983, zu verlängern.

Seine Gültigkeit verlängert sich danach auto-
matisch jeweils um ein weiteres Jahr, wenn nicht
eine andere bilaterale Vereinbarung getroffen
wird oder einer der Abkommenspartner das Ab-
kommen kündigt. Eine Kündigung hat spätestens
drei Monate vor Ablauf der Gültigkeitsdauer
des Abkommens schriftlich auf diplomatischem
Wege zu erfolgen.

Die mit diesem Briefwechsel vereinbarte Rege-
lung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft.

Indem ich Sie bitte, mir Ihr Einverständnis
zu Vorstehendem mitteilen zu wollen, benütze
ich gerne den Anlaß, um Sie, Herr Bundesmini-
ster, meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern."

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, den Aus-
druck meiner vorzüglichen Hochachtung.

Staribacher m. p.

An den
Ersten Stellvertreter des Ministers
und Staatssekretär im Ministerium
für Außenhandel der Deutschen
Demokratischen Republik
Dr. Gerhard B e i l
Wien

Kreisky

528 .
V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich und dem Bundes-
minister für Verkehr der Bundesrepublik
Deutschland nach Rn 10 602 des ADR be-
treffend eine Abweichung von den Vorschrif-

ten der Rn 210 313 f) 1.

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 210 313 f) 1. brauchen Tanks mit Stoffen der
Klasse 3, Rn. 2301, Ziffer 1, nicht durch Trenn-
oder Schwallwände in Abteile mit einem Fas-
sungsraum von höchstens 5000 l unterteilt zu
sein, wenn sie entweder zu mindestens 80%
ihres Fassungsraums gefüllt oder leer sind.
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(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 10 602 des
ADR."

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwi-
schen der Republik Österreich und der Bundes-
republik Deutschland.

Wien, 1978 08 18

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

BN-Bad Godesberg, 14. 9. 1978

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Dr. Gömmel

Kreisky


